
   

 

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER, 

der erste Monat des neuen Jahres geht schon zu Ende und Mariä 

Lichtmess (2. Februar) markiert einen stillen Wendepunkt im Jahr: Das 

Licht kehrt spürbar zurück, die Tage werden länger und der Winter 

verliert langsam an Kraft. Alte Bauernregeln wussten schon, dass sich 

nun zeigt, wohin die Reise geht. Und irgendwo, augenzwinkernd über 

den Atlantik hinweg, lugt das Murmeltier aus seinem Bau. Sieht es 

seinen Schatten oder nicht – ganz gleich: Der Februar steht vor der Tür, 

und mit ihm neue Hoffnung. Jeder helle Morgen, jede Minute mehr 

Tageslicht erinnert daran, dass der Frühling seinen Weg bereits kennt. 

So lässt sich mit Zuversicht sagen: Auch wenn der Winter noch einmal 

brummt, das Licht hat bereits gewonnen. Das sollten wir grundsätzlich 

verinnerlichen. Wer täglich Schatten füttert, braucht sich nicht zu 

wundern, wenn das Licht immer kleiner wird. Lassen Sie uns 

zuversichtlich weitergehen, gemeinsam.  

In diesem Sinne viel Spaß mit der Lektüre 

Ihr/Euer 
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KLARTEXT 
WER ARBEIT ENTGRENZT, GEFÄHRDET GESUNDHEIT  

Mehr Arbeitszeit wäre auch gar nicht wünschens-

wert. Wir sehen doch heute schon, welche Folgen 

die veränderte Arbeitswelt hat: Arbeitnehmer müs-

sen zur Reha, weil der Körper nicht mehr mitmacht. 

Oder sie leiden an Burnout. All das kostet auch Geld 

und es wird teurer, wenn Arbeitnehmer nicht richtig 

geschützt werden. 

Deswegen ist es umso absurder, wenn Merz jetzt 

Beschäftigte kritisiert, die sich krankmelden müssen. 

Dass die Zahlen in den letzten Jahren gestiegen sind, 

hat zwei Gründe. Zum einen werden die Fälle durch 

die elektronische Krankmeldung besser erfasst. Zum 

anderen nehmen Druck und Arbeitsdichte weiter zu. 

Deswegen dürfen Fehltage kein Vorwurf an kranke 

Beschäftigte sein. Wenn der Krankenstand tatsäch-

lich steigt, müssen wir das ernst nehmen als Warn-

zeichen. Menschen werden krank. Manchmal ist es 

aber auch ein Hinweis auf Missstände in der Arbeits-

welt der Betroffenen. Dann werden Menschen 

krank, weil etwas zu lange zu viel war. 

Wir müssen dafür sorgen, dass Menschen gesund bis 

zur Rente arbeiten können. Und wer danach weiter-

machen will, kann das mit der Aktivrente machen. 

Es ist dringend nötig, dass die haltlosen Angriffe auf 

Arbeitnehmerrechte aufhören, damit wir uns um die 

zahlreich vorhandenen tatsächlichen Probleme küm-

mern können. 

Der Kanzler hat in den letzten 

Tagen mit Aussagen über die Ar-

beitswelt irritiert, die auch mich 

sehr geärgert haben. Erst über-

legte Merz laut, das gesamte Ar-

beitszeitgesetz abzuschaffen, 

dann legte er nach und kritisierte 

den hohen Krankenstand unter deutschen Beschäf-

tigten. 

Ich habe in der Presse deutlich dagegengehalten: Das 

Arbeitszeitgesetz ist ein Gesundheitsgesetz. Will der 

Kanzler die Gesundheit der Menschen aufs Spiel set-

zen? Das wäre ein Schlag ins Gesicht aller Leute, die 

morgens aufstehen, in den Betrieb oder ins Büro fah-

ren und den ganzen Tag schuften. Das Arbeitszeitge-

setz schützt genau diese Menschen. 

Und wir sind doch schon flexibel. Man kann 48 Stun-

den arbeiten, wenn man will. Man kann auch 60 

Stunden die Woche arbeiten. Was will Merz denn 

noch? Laut IAB waren 2024 637 Millionen Überstun-

den unbezahlt, nur 550 Millionen bezahlt.  

Die Menschen arbeiten schon viel. Wer sagt, die 

Deutschen seien faul, erzählt Märchen. Wir hatten 

zuletzt auch die größte Anzahl sozialversicherungs-

pflichtiger Arbeitsstunden.  

Wenn der Kanzler meint, das solle alles über Tarifver-

träge geregelt werden, muss er auch wissen, dass nur 

noch knapp die Hälfte aller Beschäftigten durch ei-

nen Tarifvertrag geschützt wird. Deshalb brauchen 

wir das Arbeitszeitgesetz. 

https://www.facebook.com/BerndRuetzelMdB/
https://bernd-ruetzel.de/
https://www.instagram.com/bernd_ruetzel/
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ERBSCHAFTSTEUER 
FAIR ERBEN 

Das Bundesverfassungsgericht entscheidet voraus-

sichtlich in diesem Jahr über die bestehende Rege-

lung zur Erbschaftssteuer.  

Die SPD-Bundestagsfraktion geht vorneweg und hat 

Vorschläge für eine Reform vorgelegt, die für mehr 

Gerechtigkeit sorgen soll. Es geht dabei um die 

Grundfrage, ob Lebenschancen in unserer Gesell-

schaft stärker von eigener Leistung oder von Her-

kunft geprägt werden — und nicht um kleine Erb-

schaften oder „Omas Häuschen“, auch wenn die 

reflexhaften Reaktionen das mal wieder suggerieren 

wollen! Unser Konzept ruht auf drei Säulen: 

FAIR: Mit einem neuen Lebensfreibetrag in Höhe 

von insgesamt 1 Million Euro wollen wir Erbschaften 

in der Familie und Verwandtschaft schützen und 

werden die allermeisten Erbschaften entlasten. 

EINFACH: Wir wollen eine einfache Erbschaftsteu-

er, die alle verstehen und dazu das Dickicht an 

Steuerklassen mit sehr vielen Steuersätzen ent-

schlacken. In Zukunft soll es nur noch eine Steuer-

klasse mit progressiven Steuersätzen geben. 

ZUKUNFTSFEST: Mit einem neuen Unterneh-

mensfreibetrag in Höhe von 5 Millionen Euro sollen 

kleine und viele mittlere Unternehmen steuerfrei 

übertragen werden, damit und mit der Steuerstun-

dung über 20 Jahre, wenn der Erhalt von Arbeits-

plätzen sichergestellt wird, schützen wir gerade 

Familienbetriebe. 

Zusätzliche Steuereinnahmen sollen zur Stärkung 

des Bildungssystems verwendet werden. Es geht 

um gute Bildung für alle, um Modernisierung von 

Schulen und Hochschulen und gut ausgebildetes 

Lehrpersonal und damit eine Stärkung der Chan-

cengleichheit. 

HIER habe ich Argumente für die neue Erb-

schaftsteuer zusammengefasst und Antworten auf 

die 15 drängendsten Fragen gegeben.  

 

 

Deutschland war eines der ersten Länder weltweit, 

das eine staatliche Rentenversicherung eingeführt 

hat. Das Gesetz wurde 1889 beschlossen, 1891 

ging es los. Von der zunächst vor allem auf die Si-

cherung bei Invalidität ausgerichteten Notversor-

gung – nur wenige Versicherte erreichten das Al-

ter, in dem Anspruch auf eine Altersrente be-

stand – wurde die Rentenversicherung immer 

wieder weiterentwickelt. Sie hat sich dabei als 

krisenfest erwiesen und den Menschen im Alter 

und bei vorzeitiger Invalidität auch dann Lebens-

unterhalt gesichert, wenn durch Inflation, die 

Folgen zweier Weltkriege oder Wirtschaftskrisen 

sonstige Ersparnisse verloren waren. 

https://bernd-ruetzel.de/news/neues-erbschaftrecht-fair-erben/
https://bernd-ruetzel.de/news/neues-erbschaftrecht-fair-erben/
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AUSTAUSCH MIT MINISTERIN 

 

Montags treffen sich in Sitzungswochen die bayeri-

schen SPD-Abgeordneten in der sog. Landesgruppe. 

Diesmal als Gast mit dabei: unsere Bundesjustizmi-

nisterin Dr. Stefanie Hubig. Sie hat mit uns einige 

wichtige Gesetzesentwürfe besprochen, die dem-

nächst in den Bundestag kommen werden:  

l  Besserer Schutz für Menschen, die für das Gemein-

wohl tätig sind: Insbesondere sollen die Mindeststra-

fen für Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten, An-

gehörige der Rettungsdienste und der Feuerwehr, 

Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher er-

höht werden. 

l  Besserer Schutz vor Einschüchterungsklagen, un-

begründete Klagen also, die darauf abzielen, misslie-

bige Beiträge zur öffentlichen Meinungsbildung zu 

unterdrücken. Solche richten sich zum Beispiel ge-

gen Journalistinnen und Journalisten, Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler oder Nichtregierungs-

organisationen.  

l  höhere Strafen bei Gewalt an Frauen, Stärkung 

des Opferschutzes, bessere fachkundige psychosozi-

ale Begleitung von Opfern 

l  höhere Strafen bei sexualisierten KI-Bildern von 

Frauen und Kindern  

l  Gesetze zur Modernisierung des Designrechts und 

des Produkthaftungsrechts 

Mehr Infos gibt es auf der Seite des Bundesjustizmi-

nisteriumsHIER  

Mehr Infos zur Landesgruppe Bayern in der SPD-

Bundestagsfraktion (deren stellv. Sprecher ich bin) 

gibt es HIER  
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Seiten kurz ist die Bilanz der ersten Monate der 

neuen Bundesregierung aus SPD-Sicht. Nicht, weil 

so wenig umgesetzt wurde, sondern um kurz und 

knapp zu informieren. Herausgekommen ist eine 

kleine Broschüre, die ich jedem empfehle. Insbe-

sondere wenn am 

Infostand diskutiert 

wird, was eigentlich 

die SPD in der Bund-

regierung erreicht 

hat. Hier steht´s. Das 

PDF mit Klick auf die 

Vorschau öffnen:  

https://www.bmjv.de/
https://spd-landesgruppe-bayern.de/
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/202512-flyer-a5-erfolge-2025.pdf
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ARBEIT & SOZIALES 
EUROPÄISCHE SOZIALVERSICHERUNG 

In den letzten Newslettern habe ich begonnen, über 

meine „Berichterstattungen“ zu informieren. The-

men, für die ich innerhalb der SPD-Fraktion zustän-

dig bin und über die ich meinen Kolleginnen und Kol-

legen als zuständiger Fachmann „berichte“.  

Heute geht es um die europäischen Sozialversiche-

rungsabkommen: 

Dank der Freizügigkeit können Bürgerinnen und Bür-

ger der EU in allen Mitgliedstaaten leben und arbei-

ten. Das europäische Sozialversicherungsabkommen 

sorgt dafür, dass diese Menschen ihre Sozialversiche-

rungsrechte behalten, unabhängig von ihrem aktuel-

len Wohn- und Arbeitsort. Und es verhindert, dass 

Sozialversicherungen doppelt bezahlt werden müs-

sen. Das gilt für die gesamte EU und in Island, Liech-

tenstein, Norwegen und der Schweiz. 

Wenn jemand in verschiedenen EU-Ländern gearbei-

tet hat und in der Rente wieder in Deutschland lebt, 

werden alle Renteneinzahlungen zusammengezählt 

egal, in welchem Land sie geleistet wurden. Die ver-

schiedenen Rentenversicherungen arbeiten zusam-

men, und die Person bekommt ihre gesamte Rente 

von der deutschen Rentenversicherung ausbezahlt. 

Genauso kann man medizinische Leistungen in an-

deren EU-Ländern in Anspruch nehmen. Die Kassen 

rechnen das dann untereinander ab.  

Das schafft soziale Sicherheit und Fairness, denn alle 

EU-Bürgerinnen und Bürger werden gleich behan-

delt. Und Menschen können dort arbeiten und le-

ben, wo sie möchten, ohne ihre soziale Absicherung 

zu riskieren. 
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Meine Berichterstattungen in A&S: 

   Mindestlohn 

   Rente 

   Kooperation der Sozialversicherungsträger 

   Soziale Selbstverwaltung 

   SGB IV  (gemeinsame Vorschriften  

        für die Sozialversicherung) 

 Sozialwahlen 

 Europäischer Sozialversicherungsausweis 

 Entsendung, Entsenderichtlinie  

           und Arbeitnehmerentsendegesetz 

 Europäische Sozialversicherungs- 

          abkommen 

 EU-Lieferkettengesetz 

 Bundestariftreuegesetz,  

          Allgemeinverbindlichkeit und Tariftreue 

 Sozialkassenverfahren 

 Kirchliches Arbeitsrecht 

 Körperlich belastende Berufe 

 Kurier-, Express- und Paketdienstbranche 
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TEILZEIT 
CDU-VORSCHLAG REALITÄTSFREMD 

Am Wochenende konnte man gut beobachten, was 

eine CDU/CSU-Regierung machen würde, wenn wir 

als SPD nicht dabei wären, um deren Kahlschläge im 

Sozialen, bei Arbeitnehmerrechten und auch beim 

Klimaschutz zu verhindern. Die CDU/CSU samt Merz 

und Söder hauen aktuell im Tagesrhythmus neue 

Vorschläge für ein Zurück in die 90-er raus. Das hat 

System.  

Der Vorschlag der CDU, den Rechtsanspruch auf Teil-

zeit abzuschaffen, ist realitätsfremd und rückwärts-

gewandt. Er entzieht Beschäftigten ein zentrales In-

strument der Selbstbestimmung und verlagert 

Macht einseitig zurück zu den Arbeitgebern. Teilzeit 

ist kein „Lifestyle-Luxus“, sondern ein bewährtes 

Mittel, um Arbeit, Gesundheit und private Verant-

wortung in Einklang zu bringen – auch jenseits von 

Kindern oder Pflege. Wer angesichts von Fachkräfte-

mangel auf Zwang statt auf bessere Arbeitsbedin-

gungen setzt, verkennt die Ursachen des Problems. 

Gute Arbeit entsteht durch Flexibilität und Vertrau-

en, nicht durch das Streichen von Rechten.  
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E-AUTOS 
NEUE FÖRDERUNG 

Mit dem neuen Förderprogramm (rückwirkend ab 

01.01.2026!) setzt die Bundesregierung ein klares 

Signal für soziale Gerechtigkeit, industrielle Stärke 

und wirksamen Klimaschutz und unterstützt Haus-

halte beim Kauf oder Leasing eines E-Autos oder 

Plug-in-Hybrids mit bis zu 6.000 Euro. 

Das Förderprogramm mit klarer sozialer Staffelung 

ist ein starker Impuls: Es gleicht die bislang bestehen-

de Kostenlücke zwischen E-Autos und Plug-in-

Hybriden und Verbrennern aus. Wir ermöglichen 

auch Haushalten die Elektromobilität, für die der 

Kauf oder das Leasing eines E-Autos bisher keine 

Option war. Dafür sorgt die ansteigende Förderhöhe 

bei geringerem Einkommen: Wer weniger verdient, 

erhält gezielt höhere Unterstützung. 

Mit dem neuen Programm geben wir unserem In-

dustriestandort einen Push und bringen klimafreund-

liche Mobilität wieder voran. Die Bundesregierung 

liefert und stärkt das erfolgreiche Zusammenspiel 

aus Wirtschaft und Klimaschutz. 

HIER gibt es alle Infos zur neuen Förderung. 
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https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/neues-e-auto-foerderprogramm-mit-sozialer-staffelung-zuschuesse-fuer-neuzulassungen-ab-1-januar-2026
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MENSCHENRECHTE 
LIEFERKETTENGESETZ 

Mitte Januar haben wir im Plenum des Deutschen 

Bundestages über eine Änderungen des Lieferket-

tengesetz diskutiert. Das Gesetz kontrolliert große 

Unternehmen bei der Einhaltung von Menschenrech-

ten und arbeitsrechtlichen Standards.  

Wir in Deutschland wollen Verantwortung überneh-

men. Wir müssen die Menschen schützen, die bei-

spielsweise unsere Kleidung nähen oder auf dem 

Feld in Südamerika arbeiten. Doch gleichzeitig sollen 

die Unternehmen von Bürokratie entlastet werden. 

Deswegen haben wir hier einen Antrag besprochen, 

der die Berichtspflichten für Unternehmen streicht. 

Das bedeutet weniger Papierarbeit für die Unterneh-

men. Gleichzeitig muss aber der Zweck des Gesetzes 

konsequent verteidigt werden.  

Wir sorgen dafür, dass alle Verantwortung dafür 

übernehmen, wie sie ihre Sachen herstellen. So wer-

den Menschenrechte auf der ganzen Welt geachtet.  

HIER ist die ganze Rede in der Mediathek des 

Deutschen Bundestages zu finden. Wie alle meine 

Reden. 
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KALENDERBLATT 

FRIEDRICH EBERT  

Vor 155 Jahren wurde Friedrich Ebert geboren, 

einer der prägendsten Köpfe der Sozialdemokra-

tie. Als erster sozialdemokratischer Reichspräsi-

dent und als langjähriger Vorsitzender der SPD 

trug er in einer Zeit tiefster Umbrüche Verant-

wortung für Partei und Land. Aus einfachen Ver-

hältnissen stammend, verkörperte er wie kaum 

ein anderer den Aufstieg durch Bildung. 

Nach dem Ersten Weltkrieg stand Ebert vor der 

historischen Aufgabe, Deutschland vom Kaiser-

reich in eine demokratische Republik zu führen. 

Mit großem Pflichtbewusstsein setzte er sich für 

den Erhalt der jungen Demokratie ein, oft unter 

schwierigsten Bedingungen und gegen erbitterte 

Gegner von rechts und links. Für ihn gehörten 

Freiheit, soziale Gerechtigkeit und demokratische 

Ordnung untrennbar zusammen. 

Ebert betonte immer die Verantwortung der So-

zialdemokratie für das Ganze. Er wusste: Demo-

kratie ist keine Selbstverständlichkeit, sie muss 

geschützt, verteidigt und mit Leben gefüllt wer-

den. Diese Erkenntnis ist heute aktueller denn je. 

Eberts Vermächtnis verpflichtet uns als Sozialde-

mokraten. In Zeiten wachsender sozialer Un-

gleichheit, politischer Polarisierung und demo-

kratischer Gefährdungen erinnert uns sein Leben 

daran, dass mutige, verantwortungsvolle Politik 

den Menschen dienen muss. Sein Einsatz für eine 

demokratische, soziale Republik bleibt Orientie-

rung und Auftrag zugleich. 

https://dbtg.tv/cvid/7647743
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TEMPO 30 
DAS BRINGT´S 

Seit über 40 Jahren gibt es Tempo 30-Zonen. Was 

zunächst ein Modellprojekt war, ist inzwischen vieler-

orts Standard – und noch immer umstritten. Dabei 

sind die Folgen für die Verkehrssicherheit deutlich: 

Weniger Unfälle, vor allem weniger Schwerverletzte, 

positiver Effekt auf die Umwelt und alles bei nur ge-

ringer Fahrzeitverlängerung. Das hat eine Studien-

Auswertung der Björn-Steiger-Stiftung jetzt bestä-

tigt (HIER ): Alle Studien kamen zu dem Ergeb-

nis, dass die Zahl der Unfälle mit Einführung von 

Tempo 30 gravierend abnahm (zw. 12 und 42 %). 

Gleichzeitig verliefen Unfälle weniger schwer. Die 

Zahl der Personenschäden nahm meist stärker ab als 

die der Kollisionen. Ein logischer Effekt, denn die 

Aufprallwucht ist bei Tempo 50 fast dreimal so groß 

wie bei Tempo 30. Und schließlich: Die Fahrtzeiten 

verlängern sich höchstens minimal. Selbst 60 km-

Fahrten dauern in der Regel bei Tempo 30 nur zwei 

Minuten länger. Wo also liegt der Vorteil, innerorts 

an Tempo 50 festzuhalten? Ich sehe keinen. Innen-

städte werden mit Tempo 30 sicherer, gesünder und 

lebenswerter. Es ist gut, dass die Kommunen inzwi-

schen deutlich mehr Mitsprache bei der Einführung 

von Tempo 30-Zonen haben. Sie sollten sie nutzen! 
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JAGDRECHT 
PRAGMATISCHER UMGANG MIT WÖLFEN 

Wir modernisieren das Jagdrecht: praxistauglich und 

rechtssicher – vor allem aber artenschutzgerecht. Zu 

der Reform des Bundesjagdgesetzes haben in dieser 

Woche die Beratungen im Bundestag mit der 1. Le-

sung begonnen. Wir setzen auf ein modernes, praxis-

nahes Jagdrecht, das Artenvielfalt, Tierwohl und die 

Interessen der ländlichen Räume zusammenbringt.  

Priorität hat weiterhin der Herdenschutz: Wir brau-

chen wirksame, praxistaugliche und unbürokratische 

Maßnahmen sowie eine verlässliche Finanzierung. 

Wo dieses nicht ausreicht, und Übergriffe nachge-

wiesen werden, können Problemwölfe rechtssicher 

und zügig entnommen werden. Der Schutzstatus des 

Wolfs bleibt erhalten, eine generelle Bejagung wird 

nicht erlaubt. Die Aufnahme des Wolfs ins Jagdrecht 

schafft endlich mehr Rechtssicherheit, klare Zustän-

digkeiten und einen praktikablen Vollzug. 

Die Rückkehr des Wolfs zeigt, dass sich Ökosysteme 

erholen können. Das ist ein Erfolg jahrzehntelanger 

Naturschutzpolitik. Gleichzeitig steht die Weidetier-

haltung vielerorts unter erheblichem Druck. Beides 

darf nicht gegeneinander ausgespielt werden, son-

dern muss zusammen gedacht werden.  
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https://unfallpraevention.steiger-stiftung.de/wp-content/uploads/Broschuere_-MetaTempo30.pdf
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BUNDESWEHR 

Die Bundeswehr ist erstmals seit Jahren deutlich 

gewachsen und hat nun 184.200 Männer und 

Frauen in der aktiven Truppe. Wir haben das  

beste Einstellungsergebnis seit Aussetzung der 

Wehrpflicht. Außerdem ist die Truppe so groß 

wie seit 12 Jahren nicht mehr. Ich sage: Gute 

Arbeit, Herr Minister. Die im letzten Jahr be-

schlossenen Maßnahmen zur Attraktivitätsstei-

gerung der Truppe wirken. 

 

 UNWORT DES JAHRES 

„Sondervermögen“ wurde zum Unwort des Jah-

res gekürt, weil der Begriff angeblich verschlei-

ert, dass es um Schulden geht. Für mich eine 

falsche Wahl. „Sondervermögen“ ist kein Euphe-

mismus, sondern eine Zukunftsinvestition in 

unser Land: Brücken, Straßen, Schienen und 

Sportplätze sind Vermögenswerte, die damit 

geschaffen werden und die wir dringend brau-

chen. Jeder Privathaushalt weiß das: Ein Kredit 

für ein Haus ist doch etwas ganz anderes als ein 

Kredit für Konsum (wie z. B. Urlaub). Jedes Haus 

wurde über Kredite finanziert – und schafft 

dadurch mit der Zeit neues Vermögen beim Kre-

ditnehmer (und dessen Nachkommen …).  

NEU IN 2026  
NEUE GESETZE UND REGELUNGEN 

Wie zu Beginn jeden Jahres sind auch heuer zum 1.1. 

einige gesetzliche Änderungen in Kraft getreten. 

Im Deutschen Bundestag haben wir viele Gesetze 

verabschiedet, die auf unser Leben und Geldbeutel 

Auswirkungen haben.  

Die Energiekosten sinken, die Pendlerpauschale so-

wie der Mindestlohn werden erhöht. Der Bundes-

haushalt 2026 ermöglicht Rekordinvestitionen. Der 

Wehrdienst wird modernisiert. Das Rentenniveau 

bleibt stabil und die Aktivrente erlaubt einen steuer-

freien Hinzuverdienst.  

HIER geht's zu einem Überblick auf der Home-

page der Bundesregierung.  

https://www.facebook.com/BerndRuetzelMdB/
https://bernd-ruetzel.de/
https://www.instagram.com/bernd_ruetzel/
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/gesetzliche-neuregelungen-januar-2026-2399838?fbclid=IwZXh0bgNhZW0CMTAAYnJpZBEwTFcydmk5c0FidGhkc0s5T3NydGMGYXBwX2lkEDIyMjAzOTE3ODgyMDA4OTIAAR6QpcAP4P2NmdBA_KOGxtlGZYd2nrZsGYfhX48xgjMx-Tn2v0cYD7f97AG2xw_aem_Z
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Als Abgeordneter für den  

BUNDESWAHLKREIS  

MAIN-SPESSART/MILTENBERG 

bin ich vor Ort Ansprechpartner für alle Bürge-

rinnen und Bürger, Institutionen, Vereine und 

Verbände. Da es statt maximal fünf nur zwei 

SPD-Abgeordnete für ganz Unterfranken gibt, 

bin ich auch Betreuungsabgeordneter für  

ASCHAFFENBURG & WÜRZBURG 

Ich bin also auch Ihr Ansprechpartner von  

Alzenau bis Aub.  

AUTOBAHN GMBH NORDBAYERN  

Besuch und Austausch bei der Autobahn GmbH des 

Bundes, Niederlassung Nordbayern, Außenstelle 

Würzburg, mit MdL Volkmar Halbleib  sowie Thomas 

Pfeifer (li.) und Stefan Weißkopf-Zunft (re.) von der 

Autobahn GmbH. Seit fünf Jahren ist die Autobahn 

GmbH (die in Verantwortung des Bundesministeri-

ums für Verkehr steht) für das Autobahnnetz in 

Deutschland zuständig: Planung, Bau, Betrieb, Ver-

kehrsmanagement, Erhaltung, Finanzierung und 

vermögensmäßige Verwaltung  sind ihre Aufgaben. 

Mit 10 Niederlassungen und 41 Außenstellen sowie 

189 Autobahnmeistereien in ganz Deutschland und 

ca. 13.000 Kilometern Autobahn ist die Gesellschaft 

eine der größten Infrastrukturbetreiberinnen in 

Deutschland. Für die Niederlassung Nordbayern mit 

seinen drei Außenstellen bedeutet das: 1.200 Mitar-

beiter, 20 Autobahnmeistereien, 1.400 Kilometer 

Streckennetz, 3.700 Ingenieurbauwerke. Beeindru-

ckende Zahlen und beeindruckende Bauwerke: Mit 

dem Brückenertüchtigungsprogramm stehen 2026 

gerade die Brücken besonders im Fokus. 

B
ü

ro
 H

al
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ib

 

„Der Hass ist jetzt wieder 

laut geworden, der damals  

aufgestachelt wurde. "  
Margot Friedländer 
(05.11.1921 - 09.05.2025) 

Shoa-Überlebende, Gründerin der Margot Friedländer 

Stiftung zur Fortführung der Zeitzeugenarbeit,  

Ehrenbürgerin Berlins 

 
27.01.:  

Auschwitz-
Gedenktag 

https://www.facebook.com/HalbleibVolkmar?__cft__%5b0%5d=AZbSsc-xGTVWGRkO8D6WHXTGGKV-tHjftk29z40MKlKvjvKIaEcqZLXIeuoxMxhnWF-EMqd4L-6_hzBz0AXdJ5dq7zWG5hAMgb8SckZyMKK7I3dyUqVQzi7V8UztM8jW9tzdnTSz_-roj4wk2F8KlNPF1BtAd-s_EwLDXoRE5NtktHYVrqjzI1qfv6Yquo3_rnc&__tn__=
https://zitatsuchmaschine.informatik.hu-berlin.de/quote/4812267
https://zitatsuchmaschine.informatik.hu-berlin.de/quote/4812267
https://zitatsuchmaschine.informatik.hu-berlin.de/quote/4812267
https://de.wikipedia.org/wiki/Margot_Friedl%C3%A4nder_Stiftung
https://de.wikipedia.org/wiki/Margot_Friedl%C3%A4nder_Stiftung
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NEUJAHRSEMPFANG AB 

Gute politische Gespräche bei Kaffee und Kuchen 

gab's Mitte November bei der SPD Margetshöch-

heim. Gemeinsam mit Bürgermeisterkandidatin 

Christine Haupt-Kreutzer diskutierten wir insbeson-

dere bundes- und kommunalpolitische Themen.  

DISKUSSION BEI DER AG60PLUS 

 

Einmal mehr ein toller Neujahrsempfang, dieses 

Jahr mit Bärbel Bas und Renten-Klartext von mir. 

Schaut Euch das Video an (Klick auf das Foto)! 

 

DREI-KÖNIGS-TREFFEN 

 

 

 

 

 

 

Beim traditionellen Drei-Königs-Treffen des SPD 

Kreisverbands Miltenberg in Weilbach stand die 

Kommunalwahl im Fokus. Toll, dass so viele Interes-

sierte da waren, um die TOP 5-Kandidaten der SPD 

im Landkreis Miltenberg für die Kreistagswahl ken-

nen zu lernen: 1 | Karlheinz Paulus (2.v.l.), 2 | Sabine 

Balleier (3. v.r.), 3 | Benjamin Bohlender (li.), 4 | Mo-

nika Wolf-Pleßmann (2. v.r.) und 5 | Robin Haseler 

(Mitte), dazu Co-Kreisvorsitzender Steffen Salven-

moser. Vielen Dank für die Einladung, klasse Bewir-

tung und Ausrichtung der Veranstaltung an die SPD 

Weilbach-Weckbach. Auf geht's: Weiter arbeiten 

und kämpfen für eine starke SPD! 

NEUJAHRSEMPFANG MSP 

 

 

 

 

 

 

Zuversicht und Zusammenhalt - so könnte man die 

Rede unserer Parteivorsitzenden und Bundesarbeits-

ministerin Bärbel Bas beim Neujahrsempfang des 

SPD Kreisverband Main-Spessart am vergangenen 

Samstag überschreiben. Und die Botschaft kam rich-

tig gut an bei den über 200 geladenen Gästen aus 

Politik, Wirtschaft, Behörden und Zivilgesellschaft. 

Herzlichen Dank allen Teilnehmenden und allen, die 

zu dieser äußerst gelungenen Veranstaltung beige-

tragen haben.  

Ausführliche Artikel zum Neujahrsempfang in 

Karlstadt und weitere Bilder gibt es HIER in der 

Mainpost und HIER im Mainecho. 
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https://www.facebook.com/landraetinchk?__cft__%5b0%5d=AZV7QwMu2sfDMB1-M8iba5rdfQHaK2oSpsAjDildKztv7ix0e4uxt8IIV0mIN5Tr3TDOso0yxSgLdnVLde90tSOyhw3AiVyL530Kyo3VL9ptiAR0twySp4kcGKm3RnYMa_WOTidxVreOv4bJl5_ND0yd2qm7a75Ii49ffxiOBsiDyL1gSehZaq6Azee4TuRu9Mk&__tn__=-%
https://www.facebook.com/spd.kv.miltenberg?__cft__%5b0%5d=AZbtKiNHyRX8kt0XiCcqJezXxz3W9dk5wtbsxaSUrfOVV1xf2ISr2-BxRjSlAlc0XDjfY0KubdEsow-sXTKSa9uusy-iZjbItV7WGU0w4sw-MGaO2hoaxQd7aOPkfjCtLVqhzNsobTcpO38n9iL2WLu_B3tOcdSyR2fOZWnpHlaOEa6y1w5iNliWtpMFUrk87d4&__tn_
https://www.facebook.com/spd.kv.miltenberg?__cft__%5b0%5d=AZbtKiNHyRX8kt0XiCcqJezXxz3W9dk5wtbsxaSUrfOVV1xf2ISr2-BxRjSlAlc0XDjfY0KubdEsow-sXTKSa9uusy-iZjbItV7WGU0w4sw-MGaO2hoaxQd7aOPkfjCtLVqhzNsobTcpO38n9iL2WLu_B3tOcdSyR2fOZWnpHlaOEa6y1w5iNliWtpMFUrk87d4&__tn_
https://www.facebook.com/baerbel.bas?__cft__%5b0%5d=AZbIzbIH_Ktic77AR1KNoqm_PY8hiPEH41HFgZRXursg10qu9iVh85MtPe8VDosHuCHlu84pXb2IZU_LcHwijbDkFKQx26HSnOuqW2cam_zw6U8P9MsjHLLFJQgr2LkISYAr8Fck3aCQapVTD9lvLkvwbKXBoCXmJtKL6CTjPc2FCwF77xk3ZLuMT1o7H0AMvXY&__tn__=-%5d
https://www.facebook.com/spd.mainspessart?__cft__%5b0%5d=AZbIzbIH_Ktic77AR1KNoqm_PY8hiPEH41HFgZRXursg10qu9iVh85MtPe8VDosHuCHlu84pXb2IZU_LcHwijbDkFKQx26HSnOuqW2cam_zw6U8P9MsjHLLFJQgr2LkISYAr8Fck3aCQapVTD9lvLkvwbKXBoCXmJtKL6CTjPc2FCwF77xk3ZLuMT1o7H0AMvXY&__tn__
https://www.mainpost.de/franken/karlstadt-verweigerer-sind-ein-problem-wie-spd-chefin-baerbel-bas-die-buergergeld-reform-verteidigt-113058460?fbclid=IwY2xjawPdY19leHRuA2FlbQIxMABicmlkETBMVzJ2aTlzQWJ0aGRzSzlPc3J0YwZhcHBfaWQQMjIyMDM5MTc4ODIwMDg5MgABHrWuIg9_o
https://www.main-echo.de/region/kreis-main-spessart/bas-wirbt-fuer-zusammenhalt-in-der-kommunalpolitik-art-8653197?fbclid=IwZXh0bgNhZW0CMTAAYnJpZBEwTFcydmk5c0FidGhkc0s5T3NydGMGYXBwX2lkEDIyMjAzOTE3ODgyMDA4OTIAAR5Qy04TS28PPXAN5moaIU3VQWXs24rpCP2O_1LFeXIesGSw
https://www.facebook.com/reel/918623723964282
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VON MDL  
MARTINA FEHLNER 
 

Landtagsabgeordnete  

für Aschaffenburg-West  

Betreuungsabgeordnete für AB-Ost, 

Main-Spessart und Miltenberg  

 

 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

kennen Sie das, wenn Ihnen beim Telefonat mit Ihrer 

Bank ein Sprachbot statt eines Kundenberaters ant-

wortet? Ist Ihr Auto mit einem Spurhalteassistent 

ausgestattet? Erkundigen Sie sich vor dem Besuch im 

Schwimmbad, Museum oder Zoo online, wie viel vo-

raussichtlich los sein wird?  

Künstliche Intelligenz hat längst Einzug in unseren 

Alltag gehalten. Und dabei stehen wir erst am Anfang 

einer globalen Entwicklung, die unsere Arbeitswelt 

und unsere Wirtschaft, Forschung und Medizin grund-

legend transformieren, Schule, Bildung und Gesell-

schaft tiefgreifend verändern wird. Die KI-

Anwendungsbereiche sind vielfältig, die Potentiale 

enorm – und die Entwicklung geht in Riesenschritten 

weiter. 

Doch wie bei vielen wegbereitenden Innovationen 

bringt auch der Einsatz von Künstlicher Intelligenz 

Gefahren und Risiken mit sich. Durch die Automati-

sierung von Produktionsprozessen droht der Wegfall 

von Arbeitsplätzen in der Industrie. In der praktischen 

Anwendung besteht immer auch das Risiko, dass die 

Algorithmen verzerrte oder diskriminierende Ergeb-

nisse ausspielen – und damit Fehlentscheidungen be-

günstigen.  

Newsletter MdB Bernd Rützel 2/2026 

Ein großes Thema der Schutz von Daten, Urheber- 

und Persönlichkeitsrechten. Wer den jüngsten Streit 

um sexualisierte Deepfakes des KI-Chatbots Grok 

von Elon Musk mitverfolgt hat, weiß, welchen Scha-

den KI anrichten kann. Und auch der deutliche An-

stieg der Online-Kriminalität ist eng mit immer aus-

gefeilteren Methoden wie KI-gestützten Phishing-

Mails verflochten.  

Es ist daher die Aufgabe der Politik, Künstliche Intel-

ligenz zu regulieren. Man kann der Bayerischen 

Staatsregierung nicht vorwerfen, den Zukunftstrend 

nicht erkannt zu haben. Immerhin hat sie zwischen 

2020 und 2025 rund 350 Millionen Euro in KI-

Forschung und -Entwicklung investiert.  

Und doch ist die Staatsregierung nicht in der Lage 

aufzuschlüsseln, wieviel davon in die Forschung zur 

KI-Sicherheit fließt, wie eine Antwort des Digitalmi-

nisteriums auf eine Anfrage der SPD-

Landtagsfraktion zeigt.  

Eine weitere Anfrage offenbart zudem Schwächen 

bei der Bekämpfung von Cyberkriminalität im Frei-

staat. Unter anderem fehlt dem Landeskriminalamt 

schlicht die nötige Technik zur Erkennung von 

Deepfakes.  

Für eine verantwortungsvolle Regulierung von 

Künstlicher Intelligenz setze ich mich mit meiner Ar-

beit im Bayerischen Landtag auch künftig mit Nach-

druck ein.  

Herzlichst,  

Ihre Martina Fehlner  
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Abgeordnetenbüro Martina Fehlner, MdL 

Goldbacher Straße 31, 63739 Aschaffenburg 

Tel: 06021 22244|Fax: 06021  451604 

buergerbuero@martina-fehlner.de 

  


